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Satzung 
 

Präventionsrat Bremen-Nord e.V. 
 
 
 
 
§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 
 

(1) Der Verein führt den Namen „Präventionsrat Bremen-Nord e.V.“ 
 

(2) Er ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht eingetragen. 
 

(3) Der Verein hat seinen Sitz in Bremen. 
 

(4) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr vom 1. Januar bis zum 31. 
Dezember. 
 

 
 
§ 2 Zweck und Ziele des Vereins, Aufgaben 
 

(1) Zweck und Ziele sowie Aufgaben des Vereins sind: Die Förderung der 
Kriminalprävention und Jugendhilfe im Wege der Förderung der Zusammenarbeit aller 
mit Kriminalprävention und Jugend- und Altenhilfe befassten Institutionen und 
gesellschaftlichen Gruppierungen wie kommunale Verwaltung, Polizei Justiz, Schulen, 
Verbände, Unternehmen, freie Träger, karitative und konfessionelle Organisationen, 
Vereine, Einzelpersonen und sonstige Initiativen in Bremen-Nord. 

 
(2) Die Präventionsarbeit in Bremen-Nord soll insbesondere gefördert werden durch 

Unterstützung modellhafter Projekte, z.B. in den Bereichen Jugend und Altenhilfe, 
sowie durch Zusammenarbeit aller mit Prävention befassten Personen und 
interessierten Institutionen als da sind gesellschaftliche Gruppierungen wie 
kommunale Verwaltungen, Polizei und Justiz, Verbände, freie Träger der Sozialarbeit, 
karitative und konfessionelle Organisationen und Vereine sowie 
Wirtschaftsunternehmen zur Unterstützung der Präventionsarbeit. 
 

(3) Information und Beteiligung der Bevölkerung geschieht durch Öffentlichkeitsarbeit und 
gezielte Aufklärung. 
 
 

 
§ 3 Gemeinnützigkeit 
 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigende Zwecke“ der Abgabenordnung. Er ist politisch, 
gewerkschaftlich, weltanschaulich und konfessionell neutral sowie unabhängig. 
 

(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 
 

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsgemäße Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
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(4) Die Mitglieder des Vorstandes haben Anspruch auf eine angemessene Vergütung. 
Über die Höhe der Vergütung entscheidet die Mitgliederversammlung. Es darf keine 
Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 
 

 
 
§ 4 Erwerb und Beendigung der Mitgliedschaft 
 

(1) Mitglieder des Vereins können natürliche volljährige ujnd juristische Personen sein. 
 

(2) Die Aufnahme ist schriftlich zu beantragen. Über die Aufnahme entscheidet der 
Vorstand nach freiem Ermessen und teilt seine Entscheidung der Antragstellerin/dem 
Antragsteller mit. Die Ablehnung des Antrages bedarf keiner Begründung. Gegen 
Ablehnung steht der/dem Betroffenen die Berufung an die Mitgliederversammlung zu, 
die endgültig entscheidet. 
 

(3) Die Mitgliedschaft erlischt durch Austritt, Ausschluss oder Tod. Die Mitgliedschaft kann 
bei Handlungen, die sich gegen die Interessen des Vereins richten oder gegen die 
Satzung verstoßen, durch den Vorstand beendet werden (Ausschluss). Gegen die 
getroffene Entscheidung ist die Beschwerde an die Mitgliederversammlung zulässig, 
die endgültig entscheidet. 
 

(4) Der Austritt ist nur zum Ende des Geschäftsjahres zulässig. Er muss mindestens zwei 
Monate vorher schriftlich gegenüber dem Verein erklärt werden. 
 

 
 
§ 5 Beiträge und andere Vermögenszuwendungen 
 

(1) Jedes Mitglied hat einen Mitgliedsbeitrag zu zahlen. Über die Höhe des Beitrages 
entscheidet auf Vorschlag des Vorstandes die Mitgliederversammlung. 
 

(2) Neben den Beiträgen finanziert sich der Verein aus anderen Vermögens-
zuwendungen, wie Spenden und Geldbußen. 
 

 
 
§ 6 Organe des Vereins 
 

Organe des Vereins sind: 
 
a) Der Vorstand 
b) Die Mitgliederversammlung. 

 
 
§ 7 Vorstand 
 

(1) Der Vorstand besteht aus: 
 
a) Der/dem Vorsitzenden 
b) Der/dem stellvertretenden Vorsitzenden (Öffentlichkeitsarbeit) 
c) Der/dem stellvertretenden Vorsitzenden (Finanzen) 
d) Der/dem stellvertretenden Vorsitzenden (Projekte) 
e) Der Schriftführerin / dem Schriftführer 
f) Bis zu sieben BeisitzerInnen. 
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(2) Vertretungsberechtigter Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die/der Vorsitzende und 

ein(e) Stellvertreter(in). 
 

(3) Die Vorstandsmitglieder Ziff. a) – e) bilden den geschäftsführenden Vorstand, die 
Vorstandsmitglieder a) – f) den erweiterten Vorstand. Die Mitglieder des Vorstandes 
verantworten und gestalten alle Aufgaben des Vereins im Rahmen der Satzung. Ihre 
Tätigkeit ist ehrenamtlich. 
 

(4) Nach Schluss des Geschäftsjahres hat der Vorstand der Mitgliederversammlung einen 
allgemeinen Jahresbericht und eine Jahresabrechnung vorzulegen. 
 

(5) Die Vorstandssitzungen werden von der/dem Vorsitzenden einberufen. Einer 
vorhergehenden Mitteilung der Beschlussgegenstände bedarf es nicht. Der Vorstand 
fasst seine Beschlüsse mit der einfachen Mehrheit der Stimmen der erschienenen 
Vorstandsmitglieder. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der 
geschäftsführenden Vorstandsmitglieder anwesend ist. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 
 

(6) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren 
gewählt. Die Wiederwahl ist möglich. 
 

(7) Scheidet ein Vorstandsmitglied vorzeitig aus, so kann der Vorstand bis zur nächsten 
Mitgliederversammlung eine kommissarische Nachfolgerin / einen kommissarischen 
Nachfolger bestellen, der auch ein anderes Vorstandsmitglied sein kann. Eine 
Nachwahl erfolgt für den Rest der Legislaturperiode. 
 

 
 
§ 8 Mitgliederversammlung 
 

(1) Die Mitgliederversammlung findet einmal jährlich statt und muss vom Vorstand 
mindestens 14 Tage vorher unter Angabe der Zeit, des Ortes und der Tagesordnung 
durch schriftliche Einladung erfolgen (auch durch e-mail). 
 

(2) Aufgaben der Mitgliederversammlung sind: 
 
a) Entgegennahme der Geschäfts- und Kassenberichte 
b) Bericht der Kassenprüfer/-innen oder Gewinn und Verlustrechnung eines 

Steuerberaters 
c) Entlastung des Vorstandes und des Gesamtvorstandes 
d) Wahl der Vorstandes 
e) Wahl zweier Kassenprüfer/-innen 
f) Beschlussfassung über eventuelle Anträge 
g) Festlegung der Beiträge 
h) Satzungsänderungen. 

 
(3) Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der 

anwesenden stimmberechtigten Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit ist ein 
Antrag abgelehnt. 
 

(4) Alle Abstimmungen sind grundsätzlich offen vorzunehmen. Auf Antrag eines Einzelnen 
während der Versammlung erfolgt die Abstimmung geheim. 
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(5) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn dies vom 
Vorstand beschlossen oder von mindestens einem Drittel der Mitglieder beim Vorstand 
beantragt wird. 
 

(6) Über den Verlauf der Mitgliederversammlung ist zeitnah ein Protokoll zu fertigen, das 
von dem/der Schriftführer/in und der/dem Vorsitzenden zu unterzeichnen. 
 

(7) Anträge müssen zehn Tage vor der Jahreshauptversammlung dem Vorstand schriftlich 
zugestellt werden. 
 

 
§ 9 Satzungsänderungen, Auflösung des Vereins 
 

(1) Zu Änderungen des Satzung oder Auflösung des Vereins ist ein Beschluss durch drei 
Viertel aller anwesenden Mitglieder erforderlich. Dies gilt auch für eine 
Zweckänderung. 
 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigender 
Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt Bremen oder eine gemeinnützige 
Stiftung oder eine Körperschaft des öffentlichen Rechts, die es unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige Zwecke der Jugendhilfe zu verwenden hat. 
 

 
 
 
 
Bremen, den 09.04.2019 
 
 
 
 
 
……………………………………………..  ……………………………………………… 


